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Einleitung 

Problemstelluug 

Das am 1. 4. 1974 in Kraft getretene Bundes-Immissionsschutzgesetz 
(BImSchG) normiert für den Bereich der genehmigungsbedürftigen Anlagen 
mit der Schutzpflicht des § 5 Abs. 1 Nr. 1 BImSchG und der Vorsorgepflicht 
des § 5 Abs. 1 Nr. 2 BImSchG sogenannte Grundpflichten, die den Betreiber 
unmittelbar verpflichten, die von der Errichtung und dem Betrieb seiner An-
lage ausgehenden schädlichen Umwelteinwirkungen zu vermeiden. 

Die herausragende Bedeutung beider Pflichten für das BImSchG wird durch 
die Zweckbestimmung des § 1 BImSchG betont, nach der Menschen, Tiere 
und Pflanzen, der Boden, das Wasser, die Atmosphäre sowie Kultur- und 
sonstige Sachgüter vor schädlichen Umwelteinwirkungen zu schützen sind 
und dem Entstehen schädlicher Umwelteinwirkungen vorzubeugen ist. Beide 
Pflichten stellen im Rahmen des Rechts der genehmigungsbedürftigen 
Anlagen des BImSchG die Hauptinstrumente dar, mit denen in umfassender 
Weise der Schutz und die Vorsorge des Menschen und der Umwelt vor den 
Risiken der Industriegesellschaft gewährleistet werden soll. 

Die inhaltliche Ausgestaltung dieser Pflichten und ihre Abgrenzung von-
einander ist trotz einer Vielzahl gerichtlicher Entscheidungen und Literatur-
veröffentlichungen immer noch nicht als geklärt anzusehen. Dies liegt zum 
einen an der Vielzahl der von den Pflichten verwendeten unbestimmten 
Rechtsbegriffe wie etwa "schädliche Umwelteinwirkungen ", "nicht hervor-
rufen können", "Vorsorge", "Stand der Technik", deren Sinngehalt nicht ein-
deutig bestimmt ist. Ein weiterer Grund besteht in der komplexen Verwo-
benheit beider Pflichten miteinander. So knüpfen sowohl die Schutzpflicht als 
auch die Vorsorgepflicht an den Begriff der "schädlichen Umwelteinwir-
kungen " an und werfen hierdurch eine Vielzahl von Fragen nach ihrem spe-
zifischen Inhalt und ihrer Reichweite, ihrer Abgrenzung voneinander und 
ihrem funktionalen Zusammenwirken auf. 

Die Brisanz der aufgeworfenen Zweifelsfragen hat sich insbesondere an der 
vor einigen Jahren in Literatur und Rechtsprechung mit ungewöhnlicher 
Heftigkeit geführten Kontroverse um Inhalt, Reichweite und Begrenzung der 
Vorsorgepflicht nach § 5 Abs. 1 Nr. 2 BImSchG gezeigt. Zwar scheint die 
praktische Bedeutung der dogmatischen Kontroverse im Bereich der weit-
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räumig verteilten Luftverunreinigungen (Ferntransportproblematik) durch das 
"Heidelberg-Urteil" des Bundesverwaltungsgerichts vom 17. 2. 19841 sowie 
die untergesetzliche Konkretisierung durch Rechtsverordnung und allgemeine 
Verwaltungsvorschriften etwas entschärft worden zu sein. Die grundsätzlichen 
Probleme haben hierdurch jedoch keine abschließende Klärung erfahren. 
Denn einerseits wirft die sich nunmehr abzeichnende herrschende Meinung in 
der Rechtsprechung und Literatur ihrerseits eine Reihe dogmatischer 
Zweifelsfragen auf und läßt andererseits weitere Konstellationen der 
Vorsorgepflicht gegen schädliche Umwelteinwirkungen unberücksichtigt. 

Auch die Schutzpflicht nach § 5 Abs. 1 Nr. 1 BImschG ist hinsichtlich ihrer 
inhaltlichen Ausgestaltung bislang nicht als eindeutig geklärt anzusehen. Zwar 
hat der Gesetzgeber mit dieser Grundpflicht nicht in gleicher Weise wie mit 
der Vorsorgepflicht Neuland betreten, so daß der Inhalt dieser Pflicht bislang 
in der Literatur eher wenig Aufmerksamkeit gefunden hat. Auch ist die 
Schutzpflicht sehr umfassend durch untergesetzliche Vorschriften 
konkretisiert worden, so daß es in vielen Fällen ihrer unmittelbaren 
Anwendung im Einzelfall nicht bedarf. Gleichwohl zeigen sich in Bereichen, 
in denen keine Konkretisierungen bestehen oder nunmehr Konkretisierungen 
novelliert werden sollen, wie insbesondere im Bereich der Ge-
räuschimmissionen, die Auslegungsprobleme unterdessen mit großer Deut-
lichkeit. Hinzuweisen ist hier insbesondere auf die Entwicklung der Recht-
sprechung zur Auslegung des - bislang als unproblematisch empfundenen -
Begriffes der schädlichen Umwelteinwirkungen im Bereich von Geräusch-
immissionen durch das "Kirchenglockenurteil "2 und "Feueralarmsirenen-
urteil "3 des Bundesverwaltungsgerichts. Nach dieser Rechtsprechung muß 
auch bei der Schutzpflicht die Frage nach dem funktionalen Zusammenhang 
zwischen dem Begriff der schädlichen Umwelteinwirkungen und der Grund-
pflicht neu gestellt werden. 

Die Auslegungsprobleme werden schließlich durch die Tatsache verstärkt, 
daß der Inhalt der Schutzpflicht und der Vorsorgepflicht auch im Hinblick auf 
die unterschiedlichen Arten schädlicher Umwelteinwirkungen und sonstiger 
Gefahren uneinheitlich ausgelegt wird. Die Untersuchung unternimmt daher 
den Versuch, die Grundpflichten nicht nur für den Bereich der Luft-
verunreinigungen, sondern auch für den Bereich der Geräuschimmissionen 
und Stärfallrisiken auf eine einheitliche Struktur und damit auf ein univer-
selles Begründungsmodell für den Bereich schädlicher Umwelteinwirkungen 
zurückzuführen. 

1 BVerwGE 69, 37. 
2 BVerwGE 68, 62. 
3 BVerwGE 79, 254. 
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Die Grundpflichten als System - Klärung der Systembegriffe 

Will man die eingangs aufgeworfenen Probleme umfassend klären, so 
müssen beide Grundpflichten mit einem einheitlichen logisch-systematischen 
Ansatz untersucht werden. Nur so kann ihr funktionales Zusammenwirken, 
insbesondere ihre Verknüpfung mit dem Begriff der schädlichen Umwelt-
einwirkungen transparent gemacht und ausgedeutet werden. Zu diesem Zweck 
sollen die Grundpflichten jeweils als System verstanden werden, mit denen 
das Gesetz zum Schutz und zur Vorsorge von Mensch und Umwelt das von 
einer emittierenden Anlage verursachte Risiko steuert; die im Rahmen der 
Grundpflichten normierten Tatbestände sind folglich als Funktionselemente 
der Risikosteuerung zu begreifen. 

Ein System der Risikosteuerung muß notwendig drei Funktionselemente 
aufweisen: das Element der Risikoerkenntnis , das der Risikozurechnung und 
das der Risikosteuerung (im engeren Sinne). Die genannten Begriffe sind nicht 
im strengen Wortsinne zu verstehen, sondern beschreiben in idealtypischer 
Weise die prinzipiellen Funktionen der einzelnen Steuerungselemente: 

- Der gemeinsame Begriff "Risiko" soll - unter Einschluß des Begriffes der 
Gefahr - hier deskriptiv als Möglichkeit des Eintritts eines Schadens, bezogen 
auf ein bestimmtes Geschehen verstanden werden. 

- "Risikoerkenntnis " wird demzufolge interpretiert als Element, mit dem im 
Rahmen eines Systems ein bestimmter Sachverhalt als Risiko erkannt und 
bewertet wird. 

- "Risikozurechnung " kennzeichnet das Funktionselement, mit dem der als 
Risiko erkannte Sachverhalt einem bestimmten Subjekt zugeordnet wird, von 
dem der Ausschluß oder die Minimierung des Risikos verlangt werden kann. 

- "Risikosteuerung " kennzeichnet das Element, mit welchem bestimmt wird, 
inwieweit das erkannte und zugerechnete Risiko auszuschließen oder zu 
minimieren ist. 

Zum Gang der Untersuchung 

Um den einheitlichen Untersuchungsansatz für beide Pflichten zu ver-
deutlichen, sollen im ersten Teil die Elemente des Risikosteuerungsystems 
anband der einzelnen Tatbestandsmerkmale der Schutz- und Vorsorgepflicht 
hergeleitet werden. 

Hieran anknüpfend werden in den weiteren Teilen die Systembestandteile 
der einzelnen Grundpflichten näher untersucht: Der zweite Teil der Unter-
suchung beschäftigt sich mit dem Kernbegriff der "schädlichen Umweltein-
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